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URGENT ACTION 

NEUE HALTLOSE TERROR-
VORWÜRFE GEGEN JOURNALISTIN 
ÄGYPTEN 
UA-Nr: UA-175/2019-2   AI-Index: MDE 12/3299/2020   Datum: 3. November 2020 – nr 

Frau SOLAFA MAGDY 

Herr HOSSAM EL-SAYED 

Herr MOHAMED SALAH 

Am 30. August 2020 verhörte die Staatsanwaltschaft für Staatssicherheit die willkürlich inhaftierte Journalistin 

Solafa Magdy in einem neu eröffneten Verfahren. Sie erhebt haltlose Anklagen gegen die 

Menschenrechtsverteidigerin, unter anderem wegen „Mitgliedschaft in einer terroristischen Organisation“. 

Gegen Solafa Magdy wird bereits in einem anderen Fall mittels konstruierter „Terrorismus“-Vorwürfe ermittelt. 

Der Gesundheitszustand der inhaftierten Journalistin Solafa Magdy verschlechtert sich zunehmend. Amnesty 

International betrachtet sie als gewaltlose politische Gefangene, die allein wegen ihrer Arbeit als 

Medienschaffende und ihres Engagements für Betroffene von Menschenrechtsverletzungen inhaftiert ist. Solafa 

Magdy wurde am 26. November 2019 zusammen mit ihren beiden Kollegen Hossam el-Sayed – ihrem 

Ehemann – und Mohamed Salah festgenommen. Alle drei sind seitdem willkürlich inhaftiert und sehen sich 

konstruierten Anklagen im Rahmen von Fall 488/2019 gegenüber, die sich auf regierungskritische 

Demonstrationen im März 2019 beziehen. Jetzt wurde Solafa Magdy zu einem neuen Fall verhört.  

Am 30. August 2020 wurde Solafa Magdy von der Staatsanwaltschaft für Staatssicherheit (Supreme State 

Security Prosecution - SSSP) in dem neuen Verfahren Nr. 855/2020 befragt. Die SSSP ist eine 

Spezialabteilung der Staatsanwaltschaft und ist verantwortlich für die Strafverfolgung von Delikten, die die 

„Staatssicherheit“ gefährden. Solafa Magdy wurde bei dem Verhör der „Mitgliedschaft in einer terroristischen 

Organisation“, der „Verbreitung und Sendung falscher Gerüchte“ und dem „Missbrauch der Sozialen Medien“ 

bezichtigt. Während der Befragung machte sie von ihrem Recht auf Aussageverweigerung Gebrauch. Als Grund 

für ihr Schweigen gab sie an, dass sie zwischen den neuen Ermittlungen und den Ermittlungen in dem anderen 

gegen sie anhängigen Verfahren (Nr. 488/2019) keinen Unterschied sähe. Die SSSP ordnete am Ende des 

Verhörs eine 15-tägige Untersuchungshaft an. Am 1. November 2020 verlängerte das Strafgericht in Kairo 

auch im Verfahren Nr. 488/2019 ihre Haft um weitere 45 Tage. 

Am 31. August 2020 durfte die Mutter von Solafa Magdy sie für 30 Minuten im Frauengefängnis al-Qanater in 

Qalyubia besuchen. Amnesty International hat erfahren, dass die Journalistin an Nierenschmerzen und so 

schwerer Atemnot litt, dass sie im Gefängniskrankenhaus mit Sauerstoff versorgt werden musste. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Solafa Magdy, Hossam el-Sayed und Mohamed Salah sind freie Journalist_innen und arbeiten für verschiedene 

Medienkanäle. Solafa Magdy und Hossam el-Sayed sind verheiratet und haben einen siebenjährigen Sohn. 

Amnesty International ist der Ansicht, dass die Inhaftierung der Journalist_innen allein im Kontext ihrer Arbeit 

und ihrer Aktivitäten in den Sozialen Medien stehen, mit denen sie die Betroffenen von 

Menschenrechtsverletzungen unterstützen. 

Solafa Magdy und Mohamed Salah sehen sich in dem separaten Ermittlungsverfahren 488/2019 den 

konstruierten Anklagen „Beitritt zu einer terroristischen Gruppe“ und „Verbreitung falscher Nachrichten“ 

gegenüber, während Hossam el-Sayed im Rahmen von Fall 488/2019 wegen der regierungskritischen 

Demonstrationen im März 2019 der „Mitgliedschaft in einer terroristischen Gruppe“ beschuldigt wird. Neben 



 

 

 

 

Solafa Magdy sind in dem vom Staatssicherheitsdienst neu eröffneten Verfahren Nr. 855/2020 auch weitere 

gewaltlose politische Gefangene beschuldigt, die sich bereits im Zusammenhang mit ähnlichen Anklagen mit 

Terrorismusbezug in Untersuchungshaft befinden, unter anderem die Menschenrechtsverteidigerin Mahienour 

el-Masry, die Journalistin Esraa Abdelfattah und der Menschenrechtsanwalt Mohamed el-Baqer. Wie ihr 

Rechtsbeistand Amnesty International mitteilte, wird Esraa Abdelfattah von der Anklagebehörde der 

Staatssicherheit beschuldigt, mit Personen außerhalb des Gefängnisses kommuniziert zu haben, mit dem Ziel, 

Gerüchte und Falschmeldungen zu verbreiten. Die Möglichkeit dazu habe sie gehabt, während sie sich zum 

Sport im Gefängnishof aufhielt sowie während der Gerichtsverhandlungen und Termine vor Ort im Büro der 

Anklagebehörde. Die Rechtsbeistände wiesen die Anschuldigungen als unbegründet zurück, da sie in der Zeit, 

in der Gefängnisbesuche und Anhörungen im Rahmen der COVID-19-Maßnahmen durch die Behörden 

untersagt waren, monatelang von der Außenwelt abgeschnitten gewesen sei. Nach Informationen von Amnesty 

International beruhen die Anschuldigungen der Staatsanwält_innen gegen Solafa Magdy und andere gewaltlose 

politische Gefangene vor allem auf Ermittlungsakten des Geheimdienstes (Abteilung für Innere Sicherheit), die 

weder von den Angeklagten noch von ihren Rechtsbeiständen eingesehen werden durften. In den vergangenen 

Monaten hat der Staatssicherheitsdienst zunehmend Entscheidungen des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft 

zur Freilassung von Untersuchungsgefangenen in verlängerter Untersuchungshaft ignoriert, indem er neue 

Haftanordnungen mit ähnlichen Vorwürfen erließ.  

SCHREIBEN SIE BITTE  

FAXE, LUFTPOSTBRIEFE, TWITTERNACHRICHTEN ODER E-MAILS MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie höflich auf, Solafa Magdy, Hossam el-Sayed und Mohamed Salah umgehend und 

bedingungslos freizulassen.  

▪ Ich bitte Sie, sicherzustellen, dass die drei Inhaftierten – bis zu ihrer Freilassung – regelmäßig mit ihren 

Familien und ihren Rechtsbeiständen kommunizieren können. Sie müssen außerdem Zugang zu 

angemessener medizinischer Versorgung erhalten. 

▪ Bitte lassen Sie zudem alle Personen frei, die lediglich aufgrund ihrer journalistischen Tätigkeit und der 

Wahrnehmung ihres Rechts auf Meinungsfreiheit inhaftiert sind.  

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan 
eingeschränkt. Da sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen 
Post unter „Aktuelle Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, 
senden Sie Ihre Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform 
können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 

APPELLE AN 

STAATSANWALT 

Hamada al-Sawi, Office of the Public Prosecutor 

Madinat al-Rehab, Cairo, ÄGYPTEN 

(Anrede: Dear Counsellor / Sehr geehrter Herr Staatsanwalt) 

Fax: (00 202) 2577 4716 

Twitter: @EgyptJustice 

KOPIEN AN  
BOTSCHAFT VON ÄGYPTEN 
S.E. Herrn Khaled Mohamed Galaleldin 
Abdelhamid 
Stauffenbergstraße 6 – 7, 10785 Berlin 
Fax: 030-477 1049 
E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Da Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, 

bitten wir Sie, nach dem 29. Dezember 2020 keine Appelle mehr zu verschicken. Schreiben Sie in gutem 

Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. 

Weitere Informationen zu UA-175/2019 (MDE 12/1602/2019, 18. Dezember 2019 und MDE 12/2262/2020, 4. Mai 

2020) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I therefore ask you to immediately and unconditionally release Solafa Magdy, Hossam el-Sayed and Mohamed Salah.  

▪ I call on you to also ensure that - pending their release - they are provided with means to regularly communicate with 

their families and lawyers and adequate health care.  

▪ I finally urge the Egyptian authorities to immediately and unconditionally release all those detained solely for carrying 

out their media work and for peacefully expressing their opinions. 

mailto:embassy@egyptian-embassy.de


 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Zwischen dem 15. März und 4. Mai 2020 setzte das ägyptische Justizministerium alle gerichtlichen 

Anhörungen als Vorsichtsmaßnahme gegen die Verbreitung von COVID-19 aus. Seit Anfang Mai 2020 

verlängern Richter_innen der Sondergerichte „Bereich Terrorismus“ (Terrorism Circuit Courts) die 

Untersuchungshaft von mehr als 1.600 Untersuchungsgefangenen ohne irgendwelche verfahrensrechtliche 

Garantien: Die Untersuchungshäftlinge sind bei der Anhörung nicht anwesend und ihre Rechtsbeistände dürfen 

sie darin nicht verteidigen. Bis Mitte Juli sind Solafa Magdy und andere Untersuchungshäftlinge nicht zu den 

Haftprüfungsterminen gebracht worden. 

Seit Präsident Abdel Fattah al-Sisi die Macht übernommen hat, gehen die Behörden scharf gegen die 

unabhängige Berichterstattung in Ägypten vor. Sie haben willkürlich Hunderte Websites und Nachrichten-

Websites blockiert, die Büros von mindestens neun Medienkanälen durchsucht und/oder geschlossen und 

willkürlich Dutzende Journalist_innen inhaftiert. Amnesty International weiß derzeit von mindestens 36 

Journalist_innen, die sich nur deshalb in Haft befinden, weil sie ihrer legitimen Arbeit nachgegangen sind oder 

Meinungen auf ihren persönlichen Seiten in den Sozialen Medien geäußert haben.  

Die Festnahme von Solafa Magdy, Hossam el-Sayed und Mohamed Salah steht im Zusammenhang mit dem 

Vorgehen der Behörden nach den Protesten vom September 2019 – der größten Inhaftierungswelle seit 2014.  

Amnesty International hat dokumentiert, wie die ägyptischen Sicherheitskräfte zahlreiche Protestierende, 

Journalist_innen, Menschenrechtsanwält_innen, Aktivist_innen und politische Persönlichkeiten festgenommen 

haben, um Kritiker_innen zum Schweigen zu bringen und von weiteren Protesten abzuschrecken. Laut Angaben 

von ägyptischen Menschenrechtsanwält_innen und Aktivist_innen haben die Behörden wegen Terrorismus-

Anklagen Untersuchungshaft gegen mindestens 3.715 Personen angeordnet. Damit ist dies die größte 

strafrechtliche Ermittlung im Zusammenhang mit Protesten in der Geschichte Ägyptens. 

Im September 2020 fanden in mehreren Dörfern, Orten und armen städtischen Bereichen Ägyptens kleine, 

verstreute Proteste statt. Die Protestierenden gingen gegen die Politik der Regierung auf die Straße, informell 

erbaute Häuser abzureißen. Einige Protestierende skandierten auch Slogans gegen Präsident Abdel Fattah al-

Sisi und das Töten eines Mannes bei einer Polizeirazzia in Gouvernement Luxor. Die ägyptischen 

Sicherheitskräfte reagierten darauf mit Tränengas, Schlagstöcken, feiner Schrotmunition und, zumindest in 

einem Fall, auch mit scharfer Munition. Sie nahmen Hunderte Protestierende und Passant_innen fest. 

Hunderte befinden sich nun aufgrund konstruierter Terrorvorwürfe und Anklagen im Zusammenhang mit den 

Protesten in Untersuchungshaft. 

 


